Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1544 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
an die Erfordernisse des Marktes 
{Marktstrukturgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Zusammenschluß landwirtschaft- 
licher Erzeugerbetriebe zu dem Zweck, ihre Erzeu- 
gung gemeinsam den Erfordernissen des Marktes 
anzupassen. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes sind 
Bodenbewirtschaftung und Tierhaltung zur Gewin- 
nung pflanzlicher oder tierischer Erzeugnisse. 

(3) Erzeugerbetriebe im Sinne dieses Gesetzes 
sind Betriebe, die die in Absatz 2 genannten Erzeug- 
nisse gewinnen. 

§ 2 

Erzeugergemeinschaften und ihre Mitglieder sind 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu fördern, 
wenn die Erzeugergemeinschaft von den zuständi- 
gen obersten Landesbehörden anerkannt ist. 

§ 3 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft ist anzuerkennen, 
wenn sie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Pri- 
ratrechts sein, 

2. ihre Satzung muß Bestimmungen enthalten 


a) über die Beschränkung der Tätigkeit 
der Erzeugergemeinschaft auf ein land- 
wirtschaftliches Erzeugnis oder eine 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse; 

b) über die Verpflichtung der Mitglieder, 
bestimmte Erzeugungs- und Qualitäts- 
regeln einzuhalten, die ein gleich- 
mäßiges Warenangebot sicherstellen; 

c) über die Verpflichtung jedes Mitglieds, 
zur Anpassung der Erzeugung und des 
Absatzes an die Bedürfnisse des Mark- 
tes sein gesamtes Marktangebot über 
die Erzeugergemeinschaft anzubieten; 

d) über die Pflicht des vertretungsberech- 
tigten Organs, die Einhaltung der 
Erzeugungs- und Qualitätsvorschriften 
zu überwachen; 

e) über Geldbußen bei schuldhaftem Ver- 
stoß gegen Mitgliedschaftspflichten; 

f) über die Voraussetzungen für den 
Erwerb und den Verlust der Mitglied- 
schaft, wobei die Kündigungsfrist für 
den Fall des Austritts sechs Monate 
betragen muß; 

g) über die Organe, ihre Aufgaben und 
die Art ihrer Beschlußfassung, wobei 
der Beschluß über die Festlegung der 
Erzeugungs- und Qualitätsregeln (Buch- 
stabe b) der Zustimmung entweder von 
zwei Dritteln der Mitglieder mit der 
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Hälfte der Produktionsmenge oder der 
Hälfte der Mitglieder mit zwei Dritteln 
der Produktionsmenge bedarf; 

h) über Beiträge und ihre Verwendung; 

i) über die teilweise oder vollständige 
Freistellung ihrer Mitglieder von den 
Verpflichtungen im Falle höherer Ge- 
walt. 

3. Die Erzeugergemeinschaft muß eine Min- 
destzahl von Erzeugerbetrieben umfassen, 

4. Sie muß ferner eine Mindestanbaufläche 
oder Mindestproduktionsmenge eines land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter Erzeugnisse nach- 
weisen. 

5. Um einen wirtschaftlich rationellen räum- 
lichen Zusammenschluß zu gewährleisten, 
darf sie nur Mitglieder aufnehmen, deren 
Betrieb in dem Gebiet eines oder mehrerer 
aneinandergrenzender Kreise liegt. Liegen 
diese Kreise in mehreren Ländern, ist ein 
Einvernehmen der zuständigen obersten 
Landesbehörden herzustellen. 

(2) Ausgenommen von der in Absatz 1 Nr. 2 
Buchstabe c genannten Verpflichtung sind der Ab- 
Hof-Verkauf an Endverbraucher sowie diejenigen 
Mengen, für die ein Mitglied einer Erzeugergemein- 
schaft vor seinem Beitritt vertragliche Lieferver- 
pflichtungen eingegangen ist. Sonstige Ausnahmen 
von der Angebotsverpflichtung bedürfen der Zu- 
stimmung entweder von zwei Dritteln der Mitglie- 
der mit der Hälfte der Produktionsmenge oder der 
Hälfte der Mitglieder mit zwei Dritteln der Pro- 
duktionsmenge. 

(3) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt unter Berücksichtigung 
der regionalen Verhältnisse nach Anhörung des Zen- 
tralaussdiusses der deutschen Landwirtschaft durch 
Rechtsverordnung, 

1. welche landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu 
einer Gruppe verwandter landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse gehören (Absatz 1 Nr. 2 
Buchstabe a), 

2. wie viele Erzeugerbetriebe einer Erzeuger- 
gemeinschaft mindestens angehören müs- 
sen (Absatz 1 Nr. 3), 

3. welche Mindestanbaufläche oder Mindest- 
produktionsmenge eines landwirtschaftli- 
chen Erzeugnisse oder einer Gruppe ver- 
wandter landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
erreicht werden muß (Absatz 1 Nr. 4). 

(4) Die Anerkennung kann widerrufen werden, 
wenn eine ihrer Voraussetzungen nicht mehr er- 
füllt ist. 


§ 4 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften und ihre 
Mitglieder werden aus öffentlichen Mitteln des Bun- 
des im Rahmen der Verordnungen des Rates und 
der Kommission der EWG gefördert 

1. durch Beihilfen zu den gemeinschaftlich 
notwendigen Erstinvestitionen zur Schaf- 
fung einheitlicher Erzeugungsgrundlagen 
und einer einheitlichen Produktionsweise, 

2. durch Beihilfen für die notwendige Be- 
ratung und für wirksame Qualitätskon- 
trollen. 

(2) Beim Widerruf der Anerkennung (§ 3 Abs. 3) 
muß die Beihilfe ganz oder teilweise, mit 2 vom 
Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der Deut- 
schen Bundesbank verzinst, zurückgezahlt werden. 
Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bestimmt durch Rechtsverordnung, unter 
welcher Voraussetzung die Beihilfe nur teilweise 
zurückzuzahlen ist. Dabei sind die gesamten Ver- 
hältnisse und die Entwicklung der Erzeugergemein- 
schaft zu berücksichtigen, insbesondere, wie lange 
die Voraussetzungen für die Anerkennung erfüllt 
waren und welcher dem Zweck dieses Gesetzes ent- 
sprechende Erfolg durch die Beihilfen erzielt wurde. 


§ 5 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften, die das 
gleiche landwirtschaftliche Erzeugnis oder die gleiche 
Gruppe verwandter Erzeugnisse erzeugen oder ge- 
winnen, können sich zu einer Arbeitsgemeinschaft 
zusammenschließen. 

(2) Eine Arbeitsgemeinschaft hat die Aufgabe, 
durch Unterrichtung und Beratung bei den Erzeu- 
gergemeinschaften darauf hinzuwirken, daß die Er- 
zeugung an die Erfordernisse des Marktes ange- 
paßt wird. Sie hat namentlich die Anwendung ein- 
heitlicher Erzeugungs- und Qualitätsregeln zu för- 
dern. 

§ 6 

(1) Ein Unternehmen, das landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse bezieht, absetzt, be- oder verarbeitet, hat 
ohne Rücksicht auf seine Rechtsform nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes bei der Vergabe von Bun- 
desmitteln zur Verbesserung der Marktstruktur Vor- 
rang, wenn es folgende Voraussetzungen erfüllt: 

1. Es muß mit einer oder mehreren aner- 
kannten Erzeugergemeinschaften länger- 
fristige Lieferverträge abschließen, die Be- 
stimmungen enthalten 

a) über die Dauer des Vertrags, 

b) über die Kündigungsfristen, 

c) über die Mindest- oder Festmengen der 
zu liefernden und abzunehmenden Er- 
zeugnisse, 
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d) über den Ort und den Zeitpunkt der 
Lieferung, 

e) über Vereinbarungen über die an die 
Erzeuger zu zahlenden Preise unter Be- 
rücksichtigung der Marktlage und der 
Qualität, 

f) über eine rechtzeitige Information bei 
größeren Änderungen seines Betriebs- 
programms, 

g) über die anzuwendenden allgemeinen 
Geschäftsbedingungen, 

h) über die teilweise oder vollständige 
Freistellung der Vertragspartner von 
ihren Verpflichtungen im Falle höherer 
Gewalt; 

2. Es muß eine Mindestmenge eines land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse aufgrund der Lieferverträge 
mit einer oder mehreren anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften abnehmen; 

3. die Lieferverträge mit anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften müssen für eine be- 
stimmte Mindestdauer abgeschlossen sein; 

4. es muß laufend Qualitätsprüfungen der 
Erzeugnisse durchführen. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt nach Anhörung des 
Zentralausschusses der deutschen Landwirtschaft und 
der beteiligten Wirtschaftskreise des Handels und 
der landwirtschaftliche Erzeugnisse bearbeitenden 
oder verarbeitenden Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung, 

1. welche Mindestmengen eines landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisses oder einer 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse abgenommen werden müssen; 

2. über welche Mindestmengen die Anbau- 
und Lieferverträge je nach Art des betref- 
fenden landwirtschaftlichen Erzeugnisses 
abgeschlossen werden müssen. 

§ 7 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen nach diesem Gesetz oder durch 
Rechtsverordnung aufgrund dieses Gesetzes über- 
tragenen Aufgaben von juristischen Personen und 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen die er- 
forderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf soldie Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten aussetzen würde. 


(3) Die nach §§ 1 und 2 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren verwendet werden. Die Vorschriften der 
§§ 175, 179, 188 Abs. 1 und des § 189 der Reichs- 
abgabenordnung über Beistands- und Anzeigepflich- 
ten gegenüber den Finanzämtern gelten insoweit 
nicht. 

§ 8 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 7 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig er- 
teilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 9 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 8 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen han- 
delt und zwar auch dann, wenn die Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis begründen sollte, 
unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
eines Unternehmens oder eines Teiles des Unter- 

! nehmons eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder 
die aufyiund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen auferlegen. 

§ 10 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
nach § 8 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter des Unternehmens 
oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers, gegen 
ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung beru- 
fenen Organs einer juristischen Person oder einen 
vertretungsberechtigten Gesellschafter einer Perso- 
nenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre 
Aufsichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hier- 
auf beruht. 

(2) Die Höhe der Geldbuße beträgt bei vorsätz- 
licher Verletzung der Aufsichtspflicht bis zu zehn- 
tausend Deutsche Mark, bei fahrlässiger Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 11 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
nach § 8 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
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auch gegen die juristische Person oder die Personen- 
handeisgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt wer- 
den. 

(2) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 began- 
gen worden, so ist die Geldbuße nach dieser Vor- 
schrift zu bestimmen. 

§ 12 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben aufgrund dieses Gesetzes be- 
trauten Stelle bekanntgeworden ist, unbefugt offen- 
bart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe oder mit beiden Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern, 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden 
ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 13 

Auf den Anwendungsbereich dieses Gesetzes wird 
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) nicht ange- 
wendet. 

§ 14 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann die ihm in diesem Gesetz erteil- 
ten Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen auf die Landesregierungen übertragen. 


§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Bonn, den 14. März 1967 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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